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1 Einleitung 

Die Monopolkommission legt mit „Wettbewerb 2026 – Für eine wettbewerbsorientierte Wirt-
schaftspolitik“ ihr 26. Hauptgutachten vor. Kapitel 3 behandelt Industriestrompreise als Mittel 
der Industriepolitik. Der BDEW nimmt hiermit zu den dort empfohlenen Maßnahmen im 
Stromsektor Stellung: Industriestrompreis, Gebotszonen, Netzentgelte und Flexibilitätsan-
reize. 

1.1 Zusammenfassung des Hauptgutachtens der Monopolkommission 

Leitend ist die Unterscheidung zwischen horizontalen Maßnahmen, die Rahmenbedingungen 
für viele Unternehmen verbessern, und vertikalen Eingriffen für einzelne Branchen oder Un-
ternehmen, die aus Sicht der Kommission größere Wettbewerbsrisiken bergen. Zur Ausgangs-
lage nennt das Gutachten strukturell erhöhte Strompreise in Deutschland gegenüber dem EU-
27-Durchschnitt und den USA, hält den direkten Stromanteil an den Vorleistungen über alle 
163 untersuchten Sektoren mit 2,29 Prozent aber für gering; über 15 Prozent liegt er nur in 
Branchen wie Aluminium oder Zellstoff. Die Monopolkommission beschreibt ein bestehendes 
Geflecht vertikaler Entlastungen, welches Bürokratie erzeuge, teils kleinere Unternehmen be-
nachteilige und Wettbewerbsrisiken berge. 

Daraus empfiehlt die Monopolkommission die energieintensive Industrie und den Stromsek-
tor betreffend besonders drei Prioritäten:  

- Entlastungen sollten vorrangig horizontal und wettbewerbsschonend bei nicht markt-
lich bedingten Preisbestandteilen ansetzen;  

- Instrumente wie ein Industriestrompreis nur gezielt, eng begrenzt und sachlich begrün-
det zum Einsatz kommen;  

- und das Strommarktdesign sollte Strom strukturell günstiger und verlässlicher bereit-
stellen – insbesondere durch reformierte Netzentgelte, gestärkte netzdienliche Anreize 
und digitalisierte Netze.  

Staatliche Hilfen ersetzen aus ihrer Sicht keine Systemreform, weil hohe Preise auch aus 
Netzengpässen, unzureichenden Preissignalen sowie hohen Redispatch- und Netzkosten fol-
gen. 

Grundsätzlich kann sich der BDEW vielen Zielen und Analysen der Monopolkommission an-
schließen. Die Kosteneffizienz des Energiesystems zu erhöhen, ohne die Versorgungssicherheit 
und den Pfad zur Klimaneutralität aus den Augen zu verlieren, ist aus Sicht des BDEW eine 
zentrale Aufgabe der aktuellen Energiepolitik. Bezüglich der Instrumente hat der BDEW aller-
dings zu einigen Positionen, etwa dynamischen Netzentgelten, dem Industriestrompreis oder 



 

 Seite 4 von 8 

 

der Teilung der Gebotszone klare Positionen, die von denen der Monopolkommission abwei-
chen. Diese werden im Folgenden erläutert. 

 

2 BDEW-Stellungnahme  

Grundsätzlich stimmt der BDEW in weiten Teilen mit der Position der Monopolkommission 
überein und betrachtet die Subventionierung bestimmter energieintensiver Industrien nicht 
als zielführende industriepolitische Maßnahme. Netzentgeltreform und Flexibilitätsanreize 
spielen auch aus Sicht des BDEW eine zentrale Rolle zur Aufrechterhaltung einer systemati-
schen Kosteneffizienz des Stromsystems. Bezüglich Strommarktdesign positioniert sich der 
BDEW klar gegen eine Aufteilung der Strompreiszonen 

 

2.1 Industriestrompreis 

Die weitgehende (nicht ausschließliche) Elektrifizierung der Industrie ist ein wichtiger Baustein 
auf dem Weg zu einem auf Erneuerbaren Energien beruhenden Energiesystem. Niedrige 
Strompreise sind dafür logischerweise ein wichtiger Anreiz. Ein staatlich festgelegter Industrie-
strompreis führt jedoch zu negativen Wechselwirkungen, die wohlüberlegt sein sollten. 

Der BDEW hat bereits 2023 ein Diskussionspapier zum Industriestrompreis veröffentlicht und 
stimmt darin zum Großteil mit dem Fazit aus dem Kapitel 3.2.4 des Gutachtens der Monopol-
kommission überein, dass die Strompreissubventionierung nur limitiertes Potenzial zur Steige-
rung der Wettbewerbsfähigkeit innehält. 

Es bedarf grundsätzlich aus Sicht des BDEW einer ganzheitlichen Industriestrategie, um die 
Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit der gesamten deutschen Industrie langfristig zu sichern. 
Ein Industriestrompreis kann ein mögliches Instrument innerhalb einer solchen Industriestra-
tegie sein. Aufgrund der erheblichen Auswirkungen auf den Markt und die Transformation in 
Deutschland für die kommenden Jahre sollte sein Design gewissenhaft überlegt werden. An-
statt eines pauschalen garantierten Strompreises bietet sich eine variable und nachvollzieh-
bare Setzung von Parametern an, um eine höhere Zielgenauigkeit zu erreichen.  

Daneben teilt der BDEW die Position, dass der Staat Unternehmen und Industrie vor allem 
auch über Maßnahmen außerhalb des Strommarktes stärken sollte, z. B. steuerliche Entlas-
tungen, Investitionsförderungen oder Baukostenzuschüsse. Die Senkung der Stromsteuer für 
alle Verbrauchsgruppen auf das europäische Mindestmaß ist eine BDEW-Kernforderung. 

https://www.bdew.de/media/documents/Awh_20230524_Diskussionspapier_IndustriestrompreisKurzanalyseBMWK-Vorschlag.pdf
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Eine langfristige und nachhaltige Senkung der Strompreise kann aus Sicht des BDEW nur über 
einen verstärkten Zubau an Erneuerbaren Energien, den Ausbau der Netze und langfristig an-
gelegte Investitionen in steuerbare Erzeugungsanlagen, wie z. B. in wasserstofffähige Kraft-
werke, erfolgen. Ebenso ist eine kosteneffiziente Planung und Optimierung des Energiesys-
tems erforderlich. 

Darüber hinaus sorgt in einem zukünftig überwiegend CAPEX-lastigem Stromsystem – also 
überwiegend durch Infrastrukturkosten und nur wenig von Brennstoff- und CO2-Kosten ge-
prägtem Stromsystem – zunehmende Elektrifizierung der Industrie, aber auch fortschreitende 
Elektrifizierung im Wärme- und Verkehrsbereich automatisch für sinkende spezifische Strom-
kosten, da die Fixkosten auf mehr Kilowattstunden verteilt werden. Ein weiterer Aspekt, der in 
der Debatte um die Industriestrompreissubventionierung eine Rolle spielt, im Hauptgutachten 
der Monopolkommission jedoch relativ wenig Beachtung findet, ist die negative Wirkung ei-
nes staatlich garantierten Preisesauf die Transformation des Energiesystems. Die privatwirt-
schaftliche Investitionsbereitschaft in den Ausbau der Erneuerbaren, in Flexibilitäten sowie in 
die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle wird dadurch gedämpft.  

Neben guten und wettbewerbsfähigen Standortbedingungen ist gerade für die international 
tätigen Branchen ein Wettbewerb zu gleichen Bedingungen (Level Playing Field) wichtig. Die-
ses besteht aus weit mehr Faktoren als nur den lokalen Energiekosten und muss vor allem 
auch durch handels- und außenpolitische Instrumente erreicht werden. In diesem Zusammen-
hang weist der BDEW darauf hin, dass beihilferechtliche Anpassungen, z. B. in Bezug auf Ge-
genleistungen und Beihilfehöchstgrenzen, schwierig sind. Auch ist zu bedenken, dass die ande-
ren Mitgliedsländer der Europäischen Union skeptisch reagieren mögen, wenn Deutschland 
als wirtschaftsstärkstes Mitgliedsland der Europäischen Union die laufenden Kosten der heimi-
schen Industrie subventioniert und sich damit einen Wettbewerbsvorteil sichert. Schließlich ist 
ein Industriestrompreis-Modell nicht getrennt von den Diskussionen rund um das Strom-
marktdesign oder der Beibehaltung der einheitlichen Gebotszone zu denken.  

 

2.2 Aufteilung der einheitlichen Gebotszone 

Die Monopolkommission empfiehlt die Senkung der Netzentgelte etwa durch die Aufteilung 
der Gebotszonen (Abs. 708 - 709), um damit den Redispatchbedarf zu senken. Dies soll gelin-
gen, indem lokale Preissignale besser in den Einklang mit der Netzkapazität gebracht werden. 
Was auf den ersten Blick verlockend wirkt, führt in der Praxis zu enormen Verwerfungen. Des-
wegen hat sich der BDEW mehrfach gegen einen Gebotszonensplit positioniert (siehe BDEW-
Pressemitteilung zur einheitlichen Strompreiszone). 

https://www.bdew.de/presse/presseinformationen/bundesregierung-muss-sich-fuer-einheitliche-stromgebotszone-einsetzen/
https://www.bdew.de/presse/presseinformationen/bundesregierung-muss-sich-fuer-einheitliche-stromgebotszone-einsetzen/
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Die einheitliche Gebotszone sorgt bundesweit für faire Wettbewerbsbedingungen und garan-
tiert damit ein Level Playing Field für die Industrie. Eine Aufteilung der Gebotszone würde 
enormen Transaktionsaufwand bedeuten und im Ergebnis insbesondere Industrieunterneh-
men im Süden des Landes mit einem Anstieg der Strompreise belasten.  

Der Bidding Zone-Review von ENTSO-E vom April 2025 zeigt klar, dass die Idee einer Auftei-
lung der deutschen Strompreiszone ökonomisch nicht überzeugen kann und kurzfristig nur 
sehr geringe Einsparungen zu erwarten wären. Demgegenüber würde eine Aufteilung des 
deutschen Strommarktes in mehrere Preiszonen zu massiven Unsicherheiten für die Industrie 
führen und zudem das Investitionsklima für erneuerbare Energien erheblich eintrüben – ohne 
dass den erheblichen Risiken und signifikanten Kosten nennenswerte ökonomische Vorteile 
gegenüberstünden.    

Eine Aufteilung des deutschen Strommarktes würde insbesondere die industriestarken Regio-
nen in Hochpreiszonen für Elektrizität verwandeln und damit einer industriepolitischen Strate-
gie, die die Stromkosten zu adressieren beabsichtigt, entgegenstehen.  Die Stromkosten wür-
den weiter in die Höhe getrieben werden, die dort ansässigen Unternehmen erheblich be-
nachteiligt und in ihrer Wettbewerbsfähigkeit massiv geschwächt werden– mit entsprechen-
den negativen Folgen für Wohlstand und Beschäftigung. Gleichzeitig würde der durch eine 
Aufteilung des Marktes niedrigere Strompreis in Norddeutschland die Erlöse für Erneuerbare 
Energien reduzieren und damit die Anreize für Investitionen im ressourcenstarken Norden 
senken. Der weitere Ausbau Erneuerbarer Energien würde sich stärker auf staatliche Förde-
rung verlassen müssen. Eine höhere Belastung des EEG-Kontos beziehungsweise des Bundes-
haushaltes wäre die Folge.  

Die Umsetzung einer Gebotszonenteilung wäre hochkomplex und würde sich über Jahre hin-
ziehen. Diese lange Übergangsphase würde zu enormer Planungsunsicherheit und damit ein-
hergehenden Transaktionskosten sowohl bei Anlagenbetreibern erneuerbarer Energieerzeu-
ger als auch Industrieunternehmen führen. Daraus resultierend könnten Investitionsentschei-
dungen verschoben oder sogar ganz überdacht werden – ein Risiko, das sich Deutschland in 
der Transformation zur Klimaneutralität nicht leisten kann.   

Industrie und Wirtschaft sind vor allem auf die Planbarkeit ihrer Rahmenbedingungen ange-
wiesen – auch bei den Kosten für Strom. Daher ist es für Unternehmen entscheidend, den be-
nötigten Strom langfristig am Terminmarkt einzukaufen und kurzfristig entstehende Risiken 
effektiv zu managen. Deutschland hat einen der größten und liquidesten Stromterminmärkte 
der Welt. Das Fundament dafür ist die große einheitliche Stromgebotszone. Ein geschwächter 
Terminmarkt erhöht Preisrisiken und Transaktionskosten für Endverbraucher. Dies steht im 
Gegensatz zur Intention der EU-Kommission, die langfristigen Strommärkte zu stärken.   
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Der fortschreitende Netzausbau wird die aktuellen Engpässe im deutschen Stromnetz und da-
mit den Bedarf netzstabilisierender Eingriffe (Redispatch) in den kommenden Jahren deutlich 
reduzieren. Dadurch werden die scheinbaren Effizienzgewinne durch eine Aufteilung des 
Strommarktes weiter abnehmen. Der politische Fokus sollte sich statt auf eine Aufteilung des 
Strommarktes vielmehr auf den beschleunigten Ausbau und die Digitalisierung der Netze rich-
ten. 

 

2.3 Netzentgeltreform 

Die Monopolkommission empfiehlt grundsätzlich verbesserte Rahmenbedingungen gegen-
über kleinteiligen, sektorenspezifischen Fördermaßnahmen (Abs. 707). Darunter die Senkung 
der Netzentgelte und Flexibilisierungsanreize, um sektorübergreifend wirksame Industriepoli-
tik zu betreiben.   

Bezüglich der Netzentgelte, systemdienlicher Anreize und Flexibilisierung hat sich der BDEW 
im Rahmen der Konsultation zum Zwischenstand des Reformprozesses der BNetzA zur Allge-
meinen Netzentgeltsystematik Strom (AgNes) zuletzt im Juli 2026 ausführlich positioniert.  

Zentral ist aus Sicht des BDEW: 

1. Die Netzentgeltsystematik muss einfacher werden, nicht komplizierter. 

2. Netzentgelte müssen die Energiewende unterstützen – nicht ausbremsen. 

3. Investitionssicherheit muss gewahrt werden – bestehende Investitionen dürfen nicht 
entwertet werden. 

4. Der Kapazitätspreis muss zentraler Baustein der Systematik werden. 

5. Volldynamische Arbeitspreise sind teuer, nicht praxistauglich und ihr Nutzen nicht belegt. 

6. Einspeiseentgelte lehnt der BDEW ab – regional differenzierte Baukostenzuschüsse sind 
das bessere Instrument. 

Eine neue Netzentgeltsystematik sollte eine kostenreflexive Bepreisung der Netznutzung er-
möglichen, in der Praxis effizient umsetzbar sein und idealerweise Anreize für netzdienliches 
Verhalten schaffen. All diese Anforderungen sind aus Sicht des BDEW mit dem Festlegungs-
entwurf zur allgemeinen Netzentgeltsystematik Strom der BNetzA nicht vollständig gegeben. 
Von großer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang ein größerer Fokus auf die Umsatzbarkeit 
der neuen Netzentgeltsystematik und eine Reduktion der Komplexität. Weiterhin bedarf es 
einer konkreten und praxistauglichen Umsetzung des Vertrauensschutzes für Bestandsanlagen 
und erfolgte Investitionen, sofern für einzelne Anlagengruppen (Speicher, Elektrolyseure und 

https://www.bdew.de/service/agnes-bnetza-festlegungsverfahren-allgemeinen-netzentgeltsystematik-strom/
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Erzeuger) erstmalig Netzentgelte eingeführt werden sollen. In der richtigen Ausgestaltung 
kann der Kapazitätspreis die Wirkung erzielen und den Netznutzer dazu anreizen das knappe 
Gut der Netzkapazität effizient zu nutzen. In der derzeitigen Ausgestaltung fehlt dieser Anreiz.  

Die Monopolkommission fordert die Senkung der Netzentgelte. Das ist ein unterstützenswer-
tes Ziel, sollte aber nicht damit verwechselt werden, dass die Netzkosten gesenkt werden kön-
nen. Der Ausbau der Stromnetze führt kurzfristig unweigerlich zu steigenden Netzkosten. Ziel 
sollte es daher sein, einen zu starken Anstieg durch effizienten Netzausbau und durch effizi-
ente Netznutzung zu vermeiden. Für die optimale Nutzung sind Flexibilisierungsanreize zent-
ral.  

 

2.4 Flexibilisierungsanreize 

Der BDEW teilt grundsätzlich die Forderung der Monopolkommission Flexibilisierungsanreize 
zu schaffen, dabei sind dynamische Netzentgelte, wie aktuell in der von der BNetzA vorgese-
henen Ausgestaltung jedoch klar abzulehnen (siehe hierzu auch BDEW-Stellungnahme zu den 
Orientierungspunkten dynamische Netzentgelte).  

Über dynamische Netzentgelte die hoch volatilen Netzengpässe in den oberen Spannungsebe-
nen zu adressieren, ist aus Sicht des BDEW weder effektiv noch effizient. Diese bedeuten 
deutlichmehr Komplexität, höhere Kosten, Investitionshemmnisse, im Mittel womöglich hö-
here Strompreise und potenziell eine schlechtere Wettbewerbsfähigkeit deutscher Erzeugung 
gegenüber dem Ausland und Risiken für den Ausbau der Erneuerbaren Energien. 

Anstelle der volldynamischen Arbeitspreise sollten zeitvariable Netzentgelte, die gut prognos-
tizierbare Auslastungen der Netze adressieren können eingeführt werden. Mit solchen zeitva-
riablen Netzentgelten können die erheblichen Potenziale verbrauchsseitiger Flexibilitäten, die 
im aktuellen Modell insgesamt nicht adressiert werden, gehoben werden. Denn aus Sicht des 
BDEW ist es erforderlich, Flexibilitäten netzdienlich einzusetzen und anzureizen. 

 
 
  

  
 

https://www.bdew.de/media/documents/2026-02-27_BDEW-Stellungnahme_zu_den_BNetzA-Orientierungspunkte_zu_dynamischen_HTLfFOj.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2026-02-27_BDEW-Stellungnahme_zu_den_BNetzA-Orientierungspunkte_zu_dynamischen_HTLfFOj.pdf
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